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Betreff: Entscheidungen im Restschuldbefreiungsverfahren
Unternehmen: Handwerksgenossenschaft der FRISEURE und KOSMETIKER Kreis

Angermünde e.G.

- Auszugsweise öffentliche Bekanntmachung -
In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen 
des █████████, geb. am ██████████, ███████████████████████████████/Dosse 
wird festgestellt, dass der Schuldner Restschuldbefreiung erlangt, wenn er folgenden Obliegenheiten nach §§
295, 295a InsO nachkommt:
1.eine angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben und, wenn er ohne Beschäftigung ist, sich
 um eine solche zu bemühen und keine zumutbare Tätigkeit abzulehnen;
2.Vermögen, das er von Todes wegen oder mit Rücksicht auf ein künftiges Erbrecht oder
 durch Schenkung erwirbt, zur Hälfte des Wertes sowie Vermögen, das er als Gewinn in
 einer Lotterie, Ausspielung oder in einem anderen Spiel mit Gewinnmöglichkeit erwirbt, 
 zum vollen Wert an den Treuhänder herauszugeben; von der Herausgabepflicht sind 
 gebräuchliche Gelegenheitsgeschenke und Gewinne von geringem Wert ausgenommen 
3.jeden Wechsel des Wohnsitzes und der Beschäftigungsstelle unverzüglich dem 
 Insolvenzgericht und dem Treuhänder anzuzeigen, keine von der Abtretungserklärung
 erfassten Bezüge und kein von Nummer 2 erfasstes Vermögen zu verheimlichen und dem 
 Gericht und dem Treuhänder auf Verlangen Auskunft über seine Erwerbstätigkeit oder 
 seine Bemühungen um eine solche sowie über seine Bezüge und sein Vermögen zu 
 erteilen;
4.Zahlungen zur Befriedigung der Insolvenzgläubiger nur an den Treuhänder zu leisten und 
 keinen Insolvenzgläubiger einen Sondervorteil zu verschaffen;
5. keine unangemessenen Verbindlichkeiten im Sinne des § 290 Absatz 1 Nummer 4 zu 
 begründen;
6. soweit der Schuldner eine selbständige Tätigkeit ausübt, obliegt es ihm, die
 Insolvenzgläubiger durch Zahlungen an den Treuhänder so zu stellen, als wenn er ein 
 angemessenes Dienstverhältnis eingegangen wäre. Die Zahlungen sind kalenderjährlich 
 bis zum 31. Januar des Folgejahres zu leisten.
und die Voraussetzungen für eine Versagung nach den §§ 290, 297 bis 298 InsO nicht vorliegen (§ 287 a Abs. 1
Satz 1 InsO).
Die Laufzeit der Abtretungserklärung (Wohlverhaltensperiode) beträgt gemäß § 287 Abs. 2 InsO längstens 3
Jahre, beginnend mit dem Datum der Eröffnung des Insolvenzverfahrens, dem 27.03.2024.
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Beschluss ist das Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde gegeben. Die sofortige Beschwerde ist
durch Einreichung einer in deutscher Sprache verfassten Beschwerdeschrift beim Amtsgericht Neuruppin,
Karl-Marx-Str. 18a, 16816 Neuruppin binnen einer Frist von zwei Wochen ab Zustellung der Entscheidung
einzulegen. Die Zustellung kann mit einheitlicher Wirkung gegen alle Beteiligten durch die öffentliche
Bekanntmachung gemäß § 9 Abs. 3 InsO (www.insolvenzbekanntmachungen.de) ersetzt werden. Sie gilt dann



als bewirkt, sobald nach dem Tag der Veröffentlichung zwei weitere Tage verstrichen sind (§ 9 Abs. 1 Satz 3
InsO). Erfolgt die öffentliche Bekanntmachung neben der Zustellung, ist für den Beginn der Beschwerdefrist
das frühere Ereignis maßgebend. Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen
Entscheidung sowie die Erklärung enthalten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt werde. Die
sofortige Beschwerde kann entweder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle, in schriftlicher Form,
auch per Telefax, oder in elektronischer Form eingelegt werden. Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin,
einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts
einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht
werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen. Das elektronische Dokument muss mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der
verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. Wegen der
sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a der Zivilprozessordnung verwiesen. Hinsichtlich der weiteren
Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die Verordnung über die
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung, ERVV) in der jeweils geltenden Fassung sowie
auf die Internetseiten www.justiz.de und www.erv.brandenburg.de verwiesen.
Neuruppin, den 27.03.2024
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